
BE
RU

FS
ST

AN
D

.P
LA

N
ER

IN
 3

_0
7

45
SRL

Urban Management
Ein neues Berufsbild für die Stadt- und Regionalentwicklung  Christopher Bahn 

Die optimale Gestaltung und Nutzung
des Raumes ist zentraler Gegenstand
einer Vielzahl von Berufsgruppen. Diese
kommen aufgrund ihrer unterschiedli-
chen Vorbildung und Interessen oft zu
gegensätzlichen Einschätzungen kon-
kreter Projekte. Stadt- und Regionalpla-
nung steht über den Einzelinteressen
und ist zugleich im Dienst der Öffent-
lichkeit der Maximierung der gesell-
schaftlichen Wohlfahrt verpflichtet. Bis-
lang stand hierzu nur ein reaktives und
abwehrendes Instrumentarium zur Ver-
fügung. 

Projektentwickler und Investoren
sind meist an hohen Renditen interes-
siert. Für Architekten ist oftmals die äs-
thetisch definierte Qualität eines Projek-
tes besonders bedeutsam. Die Öffent-
lichkeit zerfällt in Interessengruppen
mit Partikularinteressen, so dass Raum-
planung in ihrem Selbstverständnis als
übergeordneter, demokratisch legiti-
mierter Prozess die Interessen auszu-
gleichen und die gesellschaftliche Wohl-
fahrt zu maximieren hat. Bewirkt die
übergeordnete Raumplanung mit ihr-
em eher reaktiven und abwehrenden
Instrumentarium eine gesellschaftlich
effiziente Allokation der Bodennut-
zung? Diese Frage wird vermutlich be-
reits diskutiert, seit es die Raumplanung
gibt. Kritik an der heutigen Praxis üben
Berufsverbände, Politiker und Planer öf-
fentlicher Verwaltungen oder privater
Büros. Wissenschaftliche Studien kom-
men regelmäßig zu ernüchternden
Schlüssen: Vielfach schafft es die Raum-
planung nicht, die Allokation von Land
gemäß ihrer Zielsetzung nachhaltig zu
beeinflussen. Beispiele wie die sich aus-
breitenden Einfamilienhaussiedlungen
oder der Strukturwandel im Einzelhan-
del mit großflächigen Betriebstypen auf
der „Grünen Wiese“ illustrieren dies
deutlich. 

Was spricht trotz der verbreiteten
Kritik für eine koordinierte Planung der
Bodennutzung? Ein zentrales Argu-
ment sind sogenannte externe Effekte
von Projekten. Gemeint sind diejenigen
Nachteile für Nachbarn oder die Natur,
die die Investoren nicht tragen und da-
her auch nicht in der Investitionsent-
scheidung berücksichtigen. 

Die Verhinderung negativer exter-
ner Effekte bildet die zentrale Legitima-
tion der Raumplanung und begründet
den restriktiven Charakter ihres Instru-
mentariums. Zu wenig Beachtung fin-
den andererseits die positiven Auswir-
kungen, welche ein Bauvorhaben her-
vorbringen kann: Wertsteigerungen bei
Nachbargrundstücken oder die Aufwer-
tung von Straßen und ganzen Quartie-
ren. Solche positiven externen Effekte
können mit dem bisherigen Instrumen-
tarium nicht adäquat berücksichtigt
werden, da es vor allem auf die Verhin-
derung unerwünschter Entwicklungen
zielt.

An dieser Stelle setzt das neue Leit-
bild des Urban Management an. Es pos-
tuliert die Maximierung des Landwertes
eines bestimmten Gebiets als Indikator
für die Maximierung der wohlfahrtsstei-
gernden Effekte von Bauten und Bau-
vorhaben. Urban Management fokus-
siert daher nicht auf die Gewinnmaxi-
mierung einzelner Investoren, sondern
auf die Wohlfahrtsoptimierung in abge-
grenzten räumlichen Gebieten. Diese
positive Orientierungshilfe sieht den In-
vestor nicht als Gegner, macht sich je-
doch auch dessen Partikularinteressen
nicht zu eigen. Trotz dieser Konzentra-
tion auf eine projektübergreifende Wert-
und Wohlfahrtsoptimierung muss Ur-
ban Management jedoch nicht zwin-
gend durch öffentliche Instanzen be-
trieben werden. So entstehen in den
USA durch privatwirtschaftliche Initiati-
ven „Retortenstädte“. Ein Vergleich an-
hand der öffentlichen Infrastruktur und
der Bebauungsdichte zeigt, dass diese –
trotz sozialer und ästhetischer Kritik –
den quasi naturwüchsigen Kommunen
in Europa erstaunlich ähnlich sind. Dies
ist angesichts der Geschichte vieler eu-
ropäischer Städte nicht verwunderlich,

da sie häufig als mittelalterliche Projekt-
entwicklungen einzelner Fürsten ent-
standen. 

Die Landwertmaximierung eines Ge-
samtgebiets hat fast zwangsläufig die
Anlage von Parks, Kindergärten oder
Schulen zur Folge, unabhängig davon,
ob die Steuerung durch die öffentliche
Hand oder durch private Investoren er-
folgt. Der Grund ist, dass eine attraktive
Nachfrage nach Wohnungen und Ge-
werbeeinrichtungen ohne solche Infra-
strukturen nicht exisitieren kann und
Leerstände die Folge wären.

Neben der Schaffung von Rahmen-
bedingungen ist die öffentliche Hand
oft auch als Projektentwicklerin eigener
Liegenschaften an der Entwicklung gan-
zer Gebiete beteiligt. Für Gemeinden
stellt sich die Frage, ob sie diese Bauten
und Grundstücke selbst bewirtschaften
oder besser verkaufen sollten. Die kon-
sequente Beurteilung und das systema-
tische Management durch die Gebiets-
körperschaften ist bisher selten anzu-
treffen. Der Best-Owner-Ansatz kann
Gemeinden bei dieser Entscheidungs-
findung im Rahmen von Urban-Mana-
gement-Strategien unterstützen. Prinzi-
piell empfiehlt der Best-Owner-Ansatz
das Halten und aktive Bewirtschaften
von Objekten und Grundstücken, für
die der Eigentümer im Vergleich zu den
anderen Marktteilnehmern die höch-
sten Fähigkeiten aufweist. So kann eine
Gemeinde eine sehr hohe Kompetenz
in der Verwaltung von Schulgebäuden
haben, während dies im Falle von Büros
nicht gegeben ist. Gemäß Best-Owner-
Ansatz empfiehlt sich daher der Ver-
kauf von Bürogebäuden und die Kon-
zentration auf die aktive Bewirtschaf-
tung von Schulen. Zur Illustration zeigt
die Grafik das Beispiel eines Entschei-
dungsrasters. Die Frage nach dem opti-
malen Management von einzelnen Im-
mobilien, Immobilienportfolios und gan-
zen Gebieten stellt sich daher nicht nur
für privatwirtschaftliche Akteure, son-
dern zunehmend auch für die öffentli-
che Hand. 
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